
 
Die Vertragszahnärzteschaft verurteilt brutalen 
Angriffskrieg auf das Schärfste und erklärt sich mit den 
Menschen in der Ukraine solidarisch 
Der Berufsstand steht bereit, Schutzsuchende 
unbürokratisch zu versorgen 
 
Köln/Berlin, 9. März 2022 – Die Vertragszahnärzteschaft steht bereit, 
um Flüchtlinge aus der Ukraine schnell und unbürokratisch in 
Deutschland zu versorgen. Das betonte der Vorsitzende des Vorstands 
der Kassenzahnärztlichen Bundesvereinigung, Dr. Wolfgang Eßer, 
anlässlich der heutigen Vertreterversammlung der KZBV: 

„Diese beispiellose Aggression Russlands gegen die Ukraine ist ein 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit und durch nichts zu rechtfertigen! 
Das brutale und völlig rücksichtslose Vorgehen gegen ein souveränes 
Land und dessen Zivilbevölkerung erschüttert uns und macht uns tief 
betroffen. Ich spreche für den gesamten Berufsstand, wenn ich sage, 
dass wir uns solidarisch mit allen Bürgern der Ukraine erklären. Wir 
verurteilen den russischen Angriff aufs Schärfste und fordern Präsident 
Putin und die russische Staatsführung erneut auf, sämtliche 
Kriegshandlungen sofort zu stoppen, sich umgehend aus der Ukraine 
zurückzuziehen und ihre staatliche Souveränität wieder vollumfänglich 
herzustellen.“ Tod und Leid friedvoller Menschen werde billigend in Kauf 
genommen, um machtpolitische Ziele zu erreichen, sagte Eßer. 

„Die medizinische und humanitäre Versorgung der Bevölkerung wird 
durch die Aggressoren gezielt behindert. Hunderttausende sind auf der 
Flucht vor Bomben und Terror. Wir erwarten Millionen von Menschen, die 
in Angst um ihr Leben vor der Gewalt des russischen Angriffskriegs in die 
europäischen Nachbarländer und auch nach Deutschland fliehen. 
Tausende sind bereits hier und benötigen dringend unsere Hilfe. Das 
Leid, das diese Menschen erfahren, ist groß. Viele sind traumatisiert und 
benötigen medizinische Versorgung. Als Vertragszahnärzteschaft 
werden wir unseren Teil dazu beitragen, dass diese Versorgung in 
Deutschland gewährleistet ist.“ 

Eßer appellierte an die Vertragszahnärzteschaft gemeinsam und 
unbürokratisch überall dort zu helfen, wo Hilfe benötigt wird. „Das gilt für 
uns als Heilberuf insbesondere für die zahnmedizinische Versorgung. 
Zum anderen bitte ich alle Zahnärztinnen und Zahnärzte, dem 
Spendenaufruf der KZBV zu folgen und das Hilfswerk der deutschen 
Zahnärzte mit finanziellen Mitteln zu unterstützen. Zudem bitte ich Sie zu 
prüfen, ob Sie – soweit dies erforderlich sein sollte – Flüchtende 
zumindest übergangsweise bei sich zu Hause, bei Verwandten und 
Freunden aufnehmen und beherbergen können, bis organisierte 
staatliche Hilfen greifen.“ 

https://twitter.com/kzbv
https://www.youtube.com/user/DieKZBV
https://www.facebook.com/vertragszahnaerzte
https://www.kzbv.de/rss.467.de.rss


 

 
Die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung 
Die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung (KZBV) ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. Sie 
vertritt die Interessen von fast  63.000 Zahnärztinnen und Zahnärzten, die an der 
vertragszahnärztlichen Versorgung teilnehmen. Vertragszahnärzte und in Praxen angestellte 
Zahnärzte bilden eine der größten Facharztgruppen in Deutschland. Die KZBV ist die Dachorganisation 
der 17 Kassenzahnärztlichen Vereinigungen (KZVen) in den Bundesländern. Die Aufgaben der KZBV 
und der KZVen resultieren aus den gesetzlichen Aufträgen im Vierten Kapitel des Sozialgesetzbuches 
V (SGB V). Die KZBV ist stimmberechtigte Trägerinstitution im Gemeinsamen Bundesausschuss (G-
BA), dem wichtigsten Entscheidungsgremium der gemeinsamen Selbstverwaltung. Zusammen mit den 
Körperschaften und Standesorganisationen von Ärzten, Krankenhäusern und Krankenkassen gestaltet 
die KZBV im G-BA den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) maßgeblich mit. 
In Deutschland sind rund 90 Prozent der Bevölkerung gesetzlich krankenversichert. Das sind etwa 70 
Millionen Menschen. Aktuelle Informationen über zahnärztliche Themen erhalten Sie durch unseren 
regelmäßigen Newsletter unter www.kzbv.de/newsletter. 

 

 

Eßer begrüßte, dass die Europäische Union bereits eine 
Massenzustromrichtlinie beschlossen habe, die als regulativer Rahmen 
für eine EU-weite, koordinierte Aufnahme der Geflüchteten aus der 
Ukraine dient. „Ein zentraler Aspekt ist dabei die medizinische 
Versorgung und der Anspruch auf Krankenversicherungsschutz.“ Die 
Bundesregierung sei dabei, die erforderlichen Rahmenbedingungen für 
die Umsetzung der Richtlinie in nationales Recht zu schaffen. „Wir stehen 
im engen Austausch mit dem Bundesgesundheitsministerium, um alle 
nötigen Vorkehrungen zu treffen, schutzsuchende Menschen 
flächendeckend, schnell und unbürokratisch in unseren Praxen zu 
versorgen.“ Für entsprechende Maßnahmen sagte Eßer der Regierung 
im Namen der KZBV und der Kassenzahnärztlichen Vereinigungen 
umfassende Unterstützung zu. 

Zum Überfall auf die Ukraine verabschiedete die Vertreterversammlung 
der KZBV auch eine Resolution, in der sie den brutalen Angriffskrieg 
Russlands entschieden verurteilt und den Gesetzgeber darum bittet, 
kurzfristig die notwendigen Rahmenbedingungen zur bundesweiten 
unbürokratischen zahnmedizinischen Versorgung der Geflüchteten zu 
schaffen. Der Volltext der Resolution kann in Kürze auf der Website der 
KZBV abgerufen werden. 
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